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Antrag 

der Abgeordneten Marieluise Beck (Bremen), Matthias Berninger, Annelie 
Buntenbach, Franziska Eichstädt-Bohlig, Andrea Fischer (Berlin), Rita Grießhaber, 
Antje Hermenau, Kristin Heyne, Monika Knoche, Haio Saibold, Irmingard Schewe- 
Gerigk, Marina Steindor, Margareta Woif (Frankfurt) und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 


Beschäftigungsorientierte Arbeitszeitpolitik: Bonus-Maius-System als 
Anreiz zur Verkürzung der Arbeitszeiteh und zum Abbau von Überstunden 


Der Bundestag wolle beschließen: 


1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Debatte um Arbeitszeitpolitik ist wieder in Bewegung gera- 
ten. In den Gewerkschaften wird wieder laut über eine Verkür- 
zung der Wochen- und Jahresarbeitszeit nachgedacht. Mit den 
jüngsten Vorstößen zur Arbeitszeitverkürzung ohne vollen Lohn- 
ausgleich wurde von Gewerkschaftsseite die Bereitschaft signali- 
siert, sich in der Arbeitszeitpolitik wieder verstärkt beschäfti- 
gungspolitisch zu orientieren. Eine Reihe von wissenschaftlichen 
Untersuchungen zu den Beschäftigungspotentialen arbeitszeitpo- 
litischer Initiativen hat zudem dazu beigetragen, das Thema wie- 
der auf die politische Tagesordnung zu setzen. 

Schon das bisherige Maß von Arbeitszeitverkürzung hat wesent- 
lich zur Vermeidung von Arbeitslosigkeit beigetragen. So schätzt 
das Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung (lAB) den Be- 
schäftigungseffekt, der in Westdeutschland allein durch das Ab- 
schmelzen der tariflichen 40-Stunden-Woche auf derzeit durch- 
schnittlich 37,5 Stunden hervorgerufen wurde, auf rd. 850 000 
Arbeitsplätze. Hinsichtlich der Beschäftigungspotentiale einer um- 
fassenden, über das bisherige Maß tariflicher Arbeitszeitverkür- 
zung hinausweisenden Strategie der Arbeitszeitumverteilung 
kommen die aktuellen lAB- Simulationen „Wege zu mehr Be- 
schäftigung" zu dem Ergebnis, daß sowohl eine weitere Verkür- 
zung der Jahresarbeitszeiten und der Abbau von Überstunden als 
auch die Erhöhung der Teilzeitquote schnell zu massiven positi- 
ven Beschäftigungseffekten in beachtlicher Größenordnung 
führen und zudem eine deutliche Entlastung der öffentlichen 
Haushalte nach sich ziehen würden. 

Auch wenn die Beschäftigungseffekte von Arbeitszeitverkürzung 
nicht voll auf die Arbeitlosenquote durchschlagen, sondern z. T. 
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durch Produktivitätssteigerungen auf gezehrt werden und z. T. 
auch die Stille Reserve entlasten, so ist doch festzuhalten, daß mit 
einer Politik, die auf die Verbesserung der Rahmenbedingungen 
für Arbeitszeitverkürzungen setzt, ein wesentlicher Beitrag zum 
Abbau der Arbeitslosigkeit geleistet werden kann. Dies gilt durch- 
aus auch für Ostdeutschland, da es hier bisher keine Stille Reser- 
ve in nennenswertem Umfang gibt und die Beschäftigungseffek- 
te von Arbeitszeitverkürzung somit wesentlich den Arbeitslosen 
zugute kämen. 

Neben der Verringerung der tarifhchen Jahresarbeitszeit und der 
Erhöhung der Teilzeitquote liegen wesentliche Beschäftigungspo- 
tentiale im Abbau von bezahlten Überstunden. Obwohl den Be- 
trieben durch tarifvertragliche und betriebliche Vereinbarungen 
zur Verteilung der Arbeitszeit heute in der Regel flexible Anpas- 
sungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen, die in ihrer Wirkung 
der Mehrarbeit vergleichbar sind, wurden 1996 in der Bundesre- 
publik Deutschland 1,76 Milliarden bezahlte Überstunden gelei- 
stet. Dies entspricht rein rechnerisch einem Arbeitsplatzäquivalent 
von über 1 Million Arbeitsplätzen. Die ausufernde Überstunden- 
praxis hat nicht nur negative Beschäftigungseffekte und ist damit 
Mitursache für die ständig steigenden gesamtfiskalischen Kosten 
der Arbeitslosigkeit, die sich 1996 auf fast 160 Mrd. DM beliefen. 
Sie produziert zudem aufgrund der gesundheitlichen Folgeent- 
wicklungen langer Arbeitszeiten auch beträchtliche Folgekosten 
im Bereich der gesetzlichen Renten- und Krankenversicherung. 

Nach Berechnungen verschiedener Institute lassen sich 30 bis 50 % 
dieser Überstunden ohne gravierende betriebliche oder volks- 
wirtschaftliche Negativeffekte abbauen. Mit dem Arbeitszeit- 
gesetz von 1994 wurde allerdings die Chance, Impulse für 
beschäftigungswirksame Veränderungen der kollektiven und in- 
dividuellen Arbeitszeiten zu setzen, vertan. Statt dessen ermög- 
licht dieses Gesetz eine Verlängerung der Wochenarbeitszeit auf 
bis zu 60 Stunden und mehr und fällt damit hinter die Bestimmung 
der Arbeitszeitordnung von 1938 zurück. Angesichts der dramati- 
schen Lage am Arbeitsmarkt erweist sich diese gesetzliche Privi- 
legierung von Überstunden zunehmend als beschäftigungspoli- 
tisch kontraproduktiv. Schnelle, gezielte Initiativen zur Förderung 
des Überstundenabbaus sind deshalb unabdingbar. 

Das Flexibilisierungspotential in den tarifvertraglichen Arbeits- 
zeitvereinbarungen hat in den letzten Jahren gewaltig zugenom- 
men und auf betrieblicher Ebene zu einer fast nicht mehr über- 
schaubaren Fülle von Arbeitszeitregelungen geführt. Schon heute 
arbeiten mehr als drei Viertel der Beschäftigten nicht mehr in der 
Form der starren 8-Stunden-Tages an 5 Wochentagen. Wechsel- 
schichten, variable Arbeitszeiten im Rahmen von Korridormodel- 
len, saisonale Arbeitszeitregelungen und Jahresarbeitszeitkonten 
werden immer mehr zur Regel. Individuelle Arbeitszeiten und Be- 
triebszeiten werden zunehmend entkoppelt. Weit stärker als in den 
europäischen Nachbarländern wird in der Bundesrepublik 
Deutschland die Anpassung an Produktions- und Auftrags- 
schwankungen über betriebsinterne Arbeitszeitflexibilisierung 
geleistet. Ein wesentliches Ziel betrieblicher Flexibilisierungsstra- 
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tegien ist die Vermeidung von Mehrkosten für Überstunden, 
Nacht- und Wochenendarbeit, die in immer stärkerem Maße zum 
Bestandteil der betrieblich oder tarifvertraglich vereinbarten Nor- 
malarbeitszeiten gemacht werden. Dieser Entwicklung hat eine 
moderne Arbeitszeitpolitik Rechnung zu tragen. 

Das Aushandeln von Arbeitszeiten ist wesentliche Aufgabe der Ta- 
rifparteien, den ordnungspolitischen Einflußmöglichkeiten auf be- 
trieblicher Arbeitszeitgestaltung sind insofern Grenzen gesetzt. 
Deshalb hat sich Arbeitszeitpolitik vor allem darauf zu konzen- 
trieren, die Rahmenbedingungen für Arbeitszeitverkürzungen zu 
verbessern. Neben der Förderung und Absicherung individuell re- 
duzierter Arbeitszeiten und dem Ausbau kollektiver und indivi- 
dueller Schutz- und Dispositionsrechte müssen hier gezielte 
arbeitgeberbezogene Anreize zur beschäftigungsorientierten Ar- 
beitszeitverkürzung und dem Abbau von Überstunden im Vorder- 
grund stehen. 

Im europäischen Ausland, so in Frankreich und Belgien, existiert 
bereits eine Reihe von Modellen, die durch wirtschaftliche Anrei- 
ze eine Dynamik der Arbeitszeitverkürzung in Gang zu setzen su- 
chen. Grundgedanke ist hier die Entlastung der Arbeitgeber bei 
den Sozialversicherungsbeiträgen, und zwar in dem Maße, wie be- 
triebliche bzw. kollektivvertraglich vereinbarte Arbeitszeitverkür- 
zungen zum Erhalt von Arbeitsplätzen bzw. zu Neueinstellungen 
führen. Allerdings handelt es sich bei diesen Förderansätzen um 
reine Subventionsmodelle, die beträchtliche Kosten für die öffent- 
lichen bzw. Sozialversicherungshaushalte nach sich ziehen. So 
werden die jährlichen Kosten der geltenden französischen Rege- 
lung, die unter beschäftigungspolitischen Gesichtspunkten durch- 
aus erfolgreich ist, mit - je nach Quelle - 23 000 bis 100 000 DM 
pro geschaffenem Arbeitsplatz veranschlagt. 

Diesem Problem trägt das „Bonus-Malus-Modell" Rechnung, das 
in Grundzügen erstmals 1995 von den Schweizer GRÜNEN vor- 
gestellt wurde. Das Gesamtaufkommen der Arbeitgeberbeiträge 
zu den Sozialversicherungen wird hier intern so umverteilt, daß 
der Abbau von Überstunden und auch weitere Arbeitszeitverkür- 
zungen belohnt werden. Begründet wird diese relative Änderung 
der Arbeitskosten durch die externen Kosten, die lange Arbeits- 
zeiten verursachen. Mit diesem Modell der arbeitszeitabhängigen 
Differenzierung von Lohnnebenkosten wird der Grundgedanke 
der marktwirtschaftlichen Lenkung im Umweltschutz auf das Pro- 
blem der Massenerwerbslosigkeit übertragen und - analog zum 
„Ökobonus" in den Konzepten einer ökologischen Steuerreform - 
ein „Sozialbonus" eingeführt. Als rein marktwirtschaftliches 
Steuerungsinstrument trägt das Bonus-Malus-Modell der Tarifau- 
tonomie in hohem Maße Rechnung. 


II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. Rahmenbedingungen für beschäftigungsorientierte Arbeits- 
zeitverkürzungen zu schaffen. In einem ersten Schritt ist kurz- 
fristig ein aufkommensneutrales Bonus-Malus-System als 
arbeitgeberbezogenes Anreizinstrument zum Abbau von 
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Überstunden und zur weiteren Verkürzung der Arbeitszeiten 
einzuführen. 

Mit dem Ziel der Reduzierung betrieblicher Arbeitszeitvolu- 
mina sind die Arbeitgeberbeiträge zu den gesetzlichen Sozial- 
versicherungen arbeitszeitbezogen zu differenzieren. Durch 
interne Umverteilung des Gesamtvolumens der Arbeitgeber- 
beiträge sollen Betriebe, die ihr betriebliches Arbeitszeitvolu- 
men auf relativ mehr Beschäftigte verteilen, bei den Sozial- 
versicherungsbeiträgen entlastet, Betriebe mit ungünstigerer 
Relation von Arbeitszeitvolumen und Beschäftigung dagegen 
belastet werden. 

Um den beschäftigungspolitischen Charakter des Modells her- 
vorzuheben, ist es durch Anbindung an die Entwicklung der 
Arbeitslosenquote zu befristen. Sobald die jahresdurchschnitt- 
liche Arbeitslosenquote unter 5 % liegt, ist das Modell auszu- 
setzen. Unabhängig von der Entwicklung der Arbeitslosen- 
zahlen ist das Instrument spätestens nach fünfjähriger Laufzeit 
unter beschäftigungspolitischen Gesichtspunkten zu eva- 
luieren und ggf. zu modifizieren. 

Bei der Ausgestaltung des Bonus-Malus-Instruments ist si- 
cherzustellen, daß 

- das Beitragsaufkommen der Sozialversicherung durch die 
Einführung des Modells nicht gemindert wird; 

- die Sozialversicherungsansprüche der Arbeitnehmer nicht 
beeinträchtigt werden, 

- der Existenz von zwei Arbeitszeitzonen in Ost- und West- 
deutschland Rechnung getragen wird; 

- die Ausgestaltung der ökonomischen Anreize und Sank- 
tionen speziell kleine und mittlere Unternehmen nicht dis- 
kriminiert; 

- Mißbrauch vorgebeugt wird und im Effekt keine unge- 
wollten Subventionen von prekärer Beschäftigung erfol- 
gen; 

- für den einzelnen Arbeitnehmer kein Zwang zu individu- 
eller Arbeitszeitverkürzung entsteht. 

Zur Erreichung dieser Zielvorgaben ist das Förderverfahren 
folgendermaßen auszugestalten: 

- Ähnlich dem Lohnsteuerjahresausgleich der Arbeitnehmer 
ist eine Saldierung von Entlastungen (Bonus) und Bela- 
stungen (Malus) mit entsprechenden Erstattungen durch 
die Sozialversicherung bzw. Nachzahlung der Arbeitgeber 
vorzusehen. 

Durch die ausschließliche Ausrichtung auf die Arbeitge- 
berseite wird sichergestellt, daß die Ebene der individuel- 
len Sozialversicherungsansprüche unberührt bleibt. Die 
Verteilungsmasse für den Bonus ist ausschließlich am Vo- 
lumen des Malus zu bemessen, so daß genau dann die mei- 
sten Mittel für Anreize zur Arbeitszeitverkürzung bereit- 
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Stehen, wenn die betrieblichen Arbeitszeitvolumina am 
höchsten und damit der arbeitszeitpolitische Handlungs- 
bedarf am größten ist. Da in der Bundesrepublik Deutsch- 
land im Bereich hoher Stundenzahlen wesentlich mehr Per- 
sonen erwerbstätig sind (vgl. Tabelle) und hier in der Regel 
auch höhere Einkommen bezogen werden, ist sicherge- 
stellt, daß die prozentuale Entlastung der Betriebe höher 
ausfällt als die prozentuale Belastung. Eine Bestrafung von 
Betrieben mit relativ höheren Stundenvölumina ist aus- 
drücklich nicht Ziel der Initiative. 

Abhängig Beschäftigte nach geleisteten 
Wochenarbeitszeitstunden 
(April 1994, inkl. Beamte) in 1 000 

Stunden insgesamt davon 


männlich weibhch 


unter 15 

1 100 

159 

951 

15-20 

2018 

179 

1839 

21-35 

2 636 

518 

2118 

36-40 

24 067 

15 699 

8 368 

41 u.m. 

2 469 

1918 

551 

insgesamt 

32 300 

18473 

13 827 


Quelle: Statistisches Jahrbuch 1996 


- Bonus und Malus sind in der Form eines hnear progressi- 
ven Tarifs so auszugestalten, daß ein wesentlicher Anreiz - 
effekt sichergestellt ist. Dabei ist für die Belastungen durch 
das Malus eine prozentuale Obergrenze in Höhe von 25 % 
Gesamtversicherungsbeitrag einzuziehen, da die Kosten- 
belastungen für die Betriebe kalkulierbar und für Hand- 
werk und Mittelstand verkraftbar bleiben müssen. Die ge- 
naue Bestimmung des Umverteilungsvolumens und die 
detaillierte Festlegung der Tarife ist auf der Grundlage ei- 
ner differenzierten Verteilungsanalyse vorzunehmen. 

- Als Referenzpunkt für die Abgrenzung des Bonus vom Ma- 
lus ist eine gesetzliche Normgröße vorzugeben, die sich an 
der durchschnittlichen tariflichen Jahresarbeitszeit bemißt. 
Um der Existenz der beiden tariflichen Zeitzonen in 
Deutschland Rechnung zu tragen und die ostdeutschen Be- 
triebe bei der Umverteilung des Sozialversicherungsauf- 
kommens nicht übermäßig zu belasten, wird für Ost- 
deutschland bis auf weiteres eine eigene Referenzgröße in 
Annäherung an durchschnitthche tarifliche Jahresarbeits- 
zeit Ost eingeführt. 

Die durchschnittlichen tariflichen Jahresarbeitszeiten la- 
gen 1996 in Westdeutschland bei 1 645 und in Ostdeutsch- 
land bei 1736 Stunden; dies entspricht durchschnittlich Wo- 
chenarbeitszeiten von 37,5 bzw. 39,4 Stunden (Zahlen nach 
WSI-Tarifarchiv). Bezogen auf das Jahr 1996 hätten sich die 
Normgrößen somit an der 37- bzw. 39-Stunden-Woche zu 


5 



Drucksache 13/7800 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


orientieren. Um das Modell dynamisch zu halten, sind die- 
se Normgrößen jährlich an die Entwicklung der tariflichen 
Arbeitszeiten anzupassen. 

- Mit Blick auf die spezifische Situation in kleinen und mitt- 
leren Betrieben ist zudem zu prüfen, ob für diese Betriebs- 
größen ein Zuschlag auf die Normgrößen eingeführt wer- 
den sollte, um die Diskrepanz zwischen tariflichen und 
realen Jahresdurchschnittsarbeitszeiten zu überbrücken. 

Damit könnte der Tatsache Rechnung getragen werden, 
daß nur ein Teil der kleinen und mittleren Betriebe tariflich 
gebunden ist und die realen Arbeitszeiten hier häufig über 
dem tariflichen Bundesdurchschnitt liegen. Darüber hinaus 
sind spezielle Beratungsangebote zu Zeitmanagement und 
standardisierten Zeitsystemen anzubieten, daß die Ein- 
führung differenzierter Arbeitszeitregelungen gerade in 
kleinen und mittleren Betrieben oft mit erheblichen orga- 
nisatorischen Schwierigkeiten verbunden ist und hier re- 
gelmäßige Überstunden, die eigentlich durch Mehreinstel- 
lung abgelöst werden könnten, oft noch eine erhebliche 
Rolle spielen. 

- Mit den Jahresnormgrößen ist pro Einzelbetrieb ein jährli- 
cher Abgleich vorzunehmen. Die betriebliche Bezugsgröße 
orientiert sich an den einzelbetrieblichen Arbeitszeitrea- 
litäten und wird definiert durch das reale betriebliche Jah- 
resarbeitszeitvolumen im Verhältnis zur Zahl der Beschäf- 
tigten. Nicht berücksichtigt werden dabei transistorische 
Überstunden. In den betrieblichen Wert gehen allerdings 
nur die Arbeitszeiten und Beschäftigtenzahlen aus Ar- 
beitsverhältnissen ab 19 Wochenstunden ein. Mit der poli- 
tischen Setzung einer Untergrenze für das Bonus-Malus- 
Modell werden Ausweichmöglichkeiten der Betriebe 
eingeschränkt, die sonst durch Einrichtung zusätzlicher Be- 
schäftigungsverhältnisse mit extrem niedrigen Stunden- 
zahlen ihren statistischen Durchschnittswert senken könn- 
ten. Parallel zur Einführung der Sozialversicherungspflicht 
für geringfügig Beschäftigte soll mit dieser Regelung zu- 
dem ein weiterer Anreiz gesetzt werden, die Zahl der Ar- 
beitsverhältnisse mit existenzsichernden Einkommen ohne 
Eingriff in die Tarifautonomie zu erhöhen. 

- Das Bonus-Malus-System ist sowohl für die Privatwirtschaft 
als auch den öffentlichen Dienst einzuführen. Da sozial- 
versicherungsrechtliche Regelungen für Beamte jedoch 
nicht greifen, sind kurzfristig die gesetzlichen Möglichkei- 
ten zur Schaffung von - im Effekt gleichgerichteten - be- 
amtenrechtlichen Regelungen zu prüfen. 

So könnten z.B. Beamtenstellen mit einer Arbeitszeit un- 
terhalb der durchschnittlichen tariflichen Arbeitszeit in ih- 
rer Anrechnung auf die Stellenpläne des öffentlichen Dien- 
stes privilegiert werden; 

2. sich im Rahmen der EU für eine Verallgemeinerung des Bo- 

nus-Malus-Modells einzusetzen. 
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Über die mit der Arbeitszeit-Richtlinie gesetzten Mindest- 
standards hinaus ist eine weitere Harmonisierung der arbeits- 
zeitpolitischen Initiative innerhalb der EU anzustreben. Dies 
bezieht sich vor allem auf Ansätze einer beschäftigungsorien- 
tierten Arbeitszeitpolitik. Sowohl das Europäische Parlament 
als auch die EU-Kommission haben entsprechende Initiativen 
in den vergangenen Jahren immer wieder ausdrücklich be- 
grüßt und die Mitgliedstaaten zur Einführung von finanziellen 
Anreizmodellen zur Förderung weiterer Arbeitszeitverkür- 
zung aufgefordert. 


Bonn, den 3. Juni 1997 

Marieluise Beck (Bremen) 

Matthias Berninger 
Annelie Buntenbach 
Franziska Eichstädt-Bohlig 
Andrea Fischer (Berlin) 

Rita Grießhaber 
Antje Hermenau 
Kristin Heyne 
Monika Knoche 
Halo Saibold 

Irmingard Schewe-Gerigk 
Marina Steindor 
Margareta Wolf (Frankfurt) 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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